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Der Bundestag wolle beschließen: 

Als Folge der Finanzenge, in die die Bundesregierung den Bun- 
deshaushalt hineinmanövriert hat, wird seit 1973 in dem jeweils 
für ein Jahr geltenden Haushaltsgesetz bestimmt, daß das nach 
Artikel 1 des Straßenbaufinanzierungsgesetzes für Zwecke des 
Straßenwesens gebundene Aufkommen an Mineralölsteuer auch 
für sonstige verkehrspolitische Zwecke zu verwenden ist. Diese 
Erweiterung der Zwedcbestimmung des gebundenen Teiles des 
Mineralölsteueraufkommens führt zu einer bedeutsamen Kür- 
zung der Mittel für den Straßenbau. Die Anzeichen sprechen da- 
für, daß diese Regelung von der Regierung als Dauerzustand ge- 
dacht ist. Die bisher verkündeten Ausbaupläne für den Straßen- 
bau sind dadurch weitgehend überholt. 

Längerfristige Planungen, die vor allem im Verkehrsbereich 
unabdingbar sind, erfordern hinreichende Gewißheit über die 
in der Zukunft zur Verfügung stehenden Mittel. Diese Klar- 
stellung ist bei der derzeitigen Regelung nicht gegeben. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, unverzüglich 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, in dem festgelegt wird, wel- 
cher Teil des Mineralölsteueraufkommens für den Bundesstra- 
ßenbau und für die übrigen Verkehrsinvestitionen zur Ver- 
fügung steht. 


Bonn, den 21. Mai 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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